
                                                                                                 

 
 
 
 

Ordentliche Hauptversammlung 2009 
 
Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 10 gemäß §§ 71 Absatz 1 Nr. 8 
Satz 5, 186 Absatz 3 Satz 4, Absatz 4 Satz 2 AktG 
 
Tagesordnungspunkt 10 enthält den Vorschlag, die Gesellschaft gemäß § 71 Absatz 1 
Nr. 8 AktG zu ermächtigen, bis zum 26. November 2010 eigene Aktien bis zu insge-
samt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu 
erwerben. Die durch die Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 erteilte Ermächtigung 
läuft am 20. November 2009 aus und soll daher ersetzt werden. 
 
Durch die vorgeschlagene Ermächtigung wird der Gesellschaft die Möglichkeit gege-
ben, bis zum 26. November 2010 eigene Aktien unter Beachtung der gesetzlich zuläs-
sigen Höchstgrenze von 10 % des bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Ein Er-
werb darf über die Börse, aufgrund eines öffentlichen Kaufangebots an alle Aktionäre 
oder mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfol-
gen. Die Einhaltung der durch § 71 Absatz 1 Nr. 8 Sätze 3 und 4 AktG geforderten 
Pflicht zur Gleichbehandlung aller Aktionäre ist damit gewährleistet. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien ent-
sprechend der Regelung in § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zu einem Preis an Dritte (z. B. 
institutionelle Investoren) zu veräußern, der den Börsenkurs der Aktien der Gesell-
schaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige 
Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 
Veräußerung. Der Vorstand wird dabei einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis – 
unter Berücksichtigung der zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbe-
dingungen – möglichst niedrig bemessen. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeit-
punkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen 
Börsenpreises betragen. Diese Ermächtigung des Vorstandes zur Veräußerung der 
Aktien wird dahingehend beschränkt, dass die Anzahl der zu veräußernden Aktien ins-
gesamt 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der heutigen 
Hauptversammlung oder – falls dieser Betrag geringer ist – 10 % des zum Zeitpunkt 
der Veräußerung der Aktien eingetragenen Grundkapitals der Gesellschaft nicht über-
schreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Ak-
tien anzurechnen, die unter Ausnutzung einer während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung geltenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
wurden. Ferner sind auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals diejenigen Ak-
tien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandel- 
und/oder Optionsrecht auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen aufgrund 
einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung geltenden Ermächtigung in entspre-
chender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegeben wurden. Durch den so beschränkten Umfang der Ermächtigung 
und durch die Orientierung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem Ge-
danken des Verwässerungsschutzes Rechnung getragen und das Vermögens- und 
Stimmrechtsinteresse der Aktionäre angemessen gewahrt. Zudem haben die Aktionäre 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von MEDICLIN-Aktien 
über die Börse aufrechtzuerhalten. Die Ermächtigung liegt im Interesse der Gesell-
schaft, weil sie ihr weitere Handlungsspielräume eröffnet und damit zu größerer Flexibi-
lität verhilft. 



– 2 – 

  

 
Ferner sollen die erworbenen Aktien zur Erfüllung der Bezugsrechte von Inhabern von 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen verwendet werden können, die von der 
Gesellschaft und/oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder werden. 
Es kann für die Gesellschaft zur Bedienung der sich aus diesen Schuldverschreibun-
gen ergebenden Rechte auf den Bezug von Aktien der Gesellschaft zweckmäßiger 
sein, anstelle einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien einzusetzen. 
Diese Möglichkeit vergrößert den Handlungsspielraum der Gesellschaft. Die Ermächti-
gung sieht daher eine entsprechende Verwendung der eigenen Aktien vor. Insoweit ist 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen. 
 
Darüber hinaus sollen die erworbenen Aktien im Rahmen von Unternehmenszusam-
menschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unter-
nehmensbeteiligungen Dritten unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an-
geboten und auf sie übertragen werden können. Die Gesellschaft wird dadurch in die 
Lage versetzt, eigene Aktien in diesen Fällen als Gegenleistung anzubieten. Der inter-
nationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend 
diese Form der Gegenleistung. Durch die hier vorgeschlagene Ermächtigung wird die 
notwendige Flexibilität erzielt, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen schnell ausnutzen zu 
können. 
 
Schließlich sollen die zurückerworbenen eigenen Aktien ohne erneuten Beschluss der 
Hauptversammlung eingezogen werden können. Die vorgeschlagene Ermächtigung 
sieht dabei entsprechend § 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG vor, dass der Vorstand die Aktien 
auch ohne Kapitalherabsetzung einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne 
Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen Stückaktien am 
Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand wird insoweit ermächtigt, die Satzung hin-
sichtlich der sich veränderten Anzahl der Stückaktien anzupassen. 
 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 
zum Rückerwerb und zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird 
nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats 
im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist.  
 
Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien berichten. 
 
 
Frankfurt am Main, im April 2009 
 
MEDICLIN Aktiengesellschaft 
 
Der Vorstand 
 
 
 


